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Vor der entscheidendenStunde.
Ein wort an die deutschenwählen

N

Der Wahltag steht bevor. Jeder Wähler hat, ehe
er seine Stimme abgiebt, nochmals ernstlich mit sich zu

Rathe zu gehen, für wen er sichentscheidensoll. Denn

schwerer als jemals wiegt bei dieser Wahl seine Stimme.

Jeder Wähler ist verantwortlich fÜr das- Was iU den

nächsten drei Jahren im deutschen Reiche geschehen
wird. Ueberlegenwir also nochmals, um was es sich bei

diesen Wahlen handelt!

l.

Die Regierungen wollen die Ausschreituugen der

Socialdemokraten bekämpfen. Wollen die Liberalen

das etwa nicht? Was haben denn die Conservativen
bis jetzt gegen die Socialdemokraten gethan? Denken wir

doch einmal ein paar Jahre zurück!Wer hat die Social-

demokraten gewähren lassen und wer hat sie bekämpft?
Gerade unsere liberalen Abgeordneten sind es gewesen,
welche immer in erster Reihe gegen die Ausschreitungender

Socialdemokraten aufgetreten sind. Sie haben immer Vor

ihnen gewarnt, sie haben nie mit ihnen geliebäugelt.
Wenn es«also den Kampf gegen die Socialdemokraten

gilt, dann werden die Liberalen vor Keinem zurück-

stehen. Liberale Abgeordnete waren es, welche noch im

letzten Reichstag die Regierungen aufgefordert haben, die

ganze Strenge der bestehendenGesetze gegen die Ausschrei-
tungen der Socialdemokraten anzuwenden und die letzten
Wochenhaben wohl jedem Bürger bewiesen, daß sich auch
mit den bestehenden Gesetzen, wenn man sie nur schnell
und kräftig anwendet, schonViel erreichenläßt. Soweit sie
aber nicht ausreichen, so werden auch die liberalen Abgeord-
neten den Regierungen noch die weiteren gesetzlichenVoll-

machten geben, die ihnen fehlen.
Jn diesem Punkte also besteht kein Zwiespalt zwischen

den Freunden der Ordnung und des Vaterlandes. Darüber
was geschehenmuß, werden Bundesregierungen und

Reichstag sich im Interesse des Vaterlandes sicher-
lich verständigen.

Die Wähler aber werden gut daran thun, vor diesem

wichtigenWahlakte sich klar zu machen, daß der Reichstag
eine große Anzahl anderer wichtiger Beschlüsse zu

fassen hat, welcheüber das Wohl und Wehe des deutschen
Reiches entscheidensollen.

Das wissen auch die Konservativensehr gut und sie
sind offenherziggenug, ihre geheimenWünscheund Pläne

jetzt ans Licht zu bringen; denn die Gelegenheitscheintihnen
diesmal besonders günstigzu sein.

Was aber wollen die Conservativen? »Die liberalen

Theorien müssen bekämpft werdeu!« — ruft die

berliner ,,Krenzzeitung;«die ,,liberaleu Gesetze« haben
Leiden über unser Land, nnd unsere Geschäfteins Stocken

gebracht. Alles Uebel kommt von der »schrankenlosenFrei-
ziigigkeit«,von der ,,Gewerbefreiheit«und ,,Aktiensreiheit«,die

uns dieLiberalen gebrachthaben. Also fort mit diesenGesetzen!
»Die Unsittlichkeit der liberalen Theorieen muß

bekämpft werden« sagt ein Herr von Friesen mit

53 conservativen Genossen aus dem KönigreichSachsen, in

seinem Wahlanfrufe. »Das Leben der Fürsten, die Existenz
des Staates, das Leben und das Eigenthum eines jeden
Einzelnen, werde mit roher Gewalt bedroht.«

Wählt Conservativel so verlangt das preußische
Herrenhaus-Mitglied Graf Brühl. ,,Jhre Ausgabe wird

es sein, die Reichsregieruug zu unterstützen,überall wo sie
liberale Tend enzen bekämpft, mögensieSozialdemokratcn,
Fortschrittler oder Nationalliberale zu Trägern haben. Jhre
Aufgabe wird es sein, der Reichsregierung entgegen
zu treten, sollte diese dem Liberalismus huldigen wollen«
»Der Liberalismus ist der gistige Banm, welchermit der

Wurzel ausgerottet werden mußt«
Mit solchen Plänen gehen die Conservativen in den

Wahlkampf. Und das Alles soll noch kein Versuch
zur Reaction sein? Diese Herren, die grollend bei Seite

standen, als es galt, das DentscheReich zu befestigenund

die nationale deutsche Politik des Fürsten Bismarck zu

unterstützen, denen die DeutscheFahne, die heute zu un-

serer Freude von dem Palast unseres Kaisers weht, früher
ein Greuel war, die auch heute noch in vielen Gegenden
des Reiches jeder nationalen Politik Widerstand leisten, sie

glaube-asdaß ihre Zeit jetzt gekommen sei, daß sie mit

dem freisinnigen deutschenBürgerthumeaufräumeu und die

Gesetzgebungganz nach ihrem Willen lenken können. Ueber-

all suchen sie, selbst die gemäßigsten freisinnigen Abgeord-
neten zu verdrängenund stramme Conservative nach ihrem
Herzen durchzusetzen.
Kämen sie aber wirklich in großerZahl in den Reichs-

tag und hättensie erst die Macht in der Hand —- sie wären
die Ersten, die dem FürstenBismarck ihre Bedingungen
vorschriebenund wenn er sie nicht erfüllte, den Versuch
machten,ihn zu stürzen. -



Ob die-se eonservativeu Herren sich wirklich einbilden,

daß das Deutsche Volk ein so knrzes Gedächtniß
hat, daß es alles vergessenhaben sollte, was sie und ihre
Gesinnungsgeuosseustets erstrebteu?

2.

Nach den Wiinschendieser Confervativen soll also auf-

geräumt werden, mit den liberalen Abgeordneten nnd mit

den liberalen Gesetzen! Nur sie haben alles Unheil über
das Reich gebracht.

Fragen wir aber doch einmal, wer hat diese libe-

ralen Gesetze geschaffen? Waren es nicht die Regie-

rungen mit dem FürstenBismarck an der Spitze, die alle

diese Gesetze entworfen und in den Reichstag eingebracht
haben? Haben denn jemals, die jetzt so viel geschmähtennnd

verläumdeten Nationalliberalen, anf die man es bei den

bevorstehendenWahlen ganz besonders abzusehenscheint, die

Majorität im Reichstag gehabt? Kaum den dritten

Theil desselben machten sie aus.·

Aber noch mehr! Gerade die Gesetze, über welche
heute am meisten von den Conservativen Ach und Weh ge-

rufen wird, z. B. das FreizügigkeitsgesetzH und die

neue Gewerbeordnung, sie sind nicht nur von den Re-

gierungen eingebrachtund gebilligt, sondern sie sind schließlich

auch von dem ganzen Reichstag, von den Conserva-
tiven so gut, wie von den Liberalen, angenommen

worden. Jst nicht fernerdas Gesetz iiber die Coalitions-

sreiheit der Arbeiter und das Gesetz über das allgemeine

gleiche nnd direkte Wahlrecht, von dem FürstenBis-

marck und den deutschenRegieruugen iu den Reichstag ein-

gebracht uud von allen Parteien augenonnuenZ
Was also soll es heißen,wenn die Conservativen und

wenn sogar die Zeitungen, welchesagen, daß sie die Politik
des Fürsten dismarck ganz- besonders uuterstützen,jetzt die

Gesetze, die von ihm eingebracht und gefördertsind, schlecht
"

machen und sie als die Quelle alles Uebels darstellen? Soll

man das noch Unterstützung der 9"iegieriiiigspolitik
nennen? Glaubt man damit die Autorität der Staatsgewalt
aufrecht zu erhalten?

-

Nichts als Erstaunen nnd Verwirrung muß ein

solchesGebahren in die Reihen der Wähler bringen, und es

kann nur dazu dienen, die Autorität der gesetzgebendenGe-

walten zu untergrabenund das Vertrauen zu unserem Reiche
zu erschüttern.
Daß unsere Gesetze,die schnellgeschaffenwerden mußten,

um die Grundlagen unseres wiedererrnngenen nationalen

Staates zu schaffen nnd zu sichern, nicht mit Einemmale

allen Bedürfnissen des Volkes gerechtwerden konnten, das

wissen auch die Liberalen nnd sie haben sichnicht geweigert,
da wo die Verlniltnisse eine Aenderung dieser Gesetzenoth-
wendig machten, darauf einzugehen. .

Die halbamtliche »Berliner Provinzial-Correspondeuz«
sagt bezüglichder Gewerbeordnung: »Die Bestrebungen
die Gewerbeordnung unter Berücksichtigungder hervorgetrete-
nen praktischen Bedürfnisse zu verbessern, sollen in dem bis-

«) Jn Preußen bestehen dieselben Bestimmungen, welche in dem

Freizügigkeitsgesetzeenthalten sind schon seit dem Jahre 1842 und im

KönigreichSachsen schon seit dem Jahre 1834.
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herigen Geiste fortgeführtwerden, die Grundlagen aber

der Gewerbeordnung sollen festgehalten werden«

Nun gut! Damit sind auch die Liberalen einverstan-
den. Das ist keine leere Redensart, denn sie haben noch
vor wenigen Wocheniu dem aufgelöstenReichstag eine ganze .

Anzahl von wichtigen Aenderuugen nnd Ergänzungenzur

Gewerbeordnungbeschlossen,welche die praktischenBedürfnisse
und die Wünscheunserer Handwerker nnd Fabrikanten
berücksichtigen

So werden die Liberalen auch in Zukunft handeln.
»Aber die Grundlagen der Gewerbeordnung sollen

festgehalten werden« —- das wollen nach der halbamt-
lichen ,,Provinzial-Correspondeuz«auch die deutschen Re-

giermigen.
Wenn die Kreuzzeitungund ihre eouservativen Gesin-

nungsgenossendas ebenfalls wollten, —

wozu dann der ganze
Lärm über dieses und die anderen neuen Gesetze? Wozu
dann der wüthendeKampf gegen alle Liberalen?

Z.

Das Wichtigste, was den Reichstag in seiner nächsten
Sessiou beschäftigenwird, betrifft die Finanzen nnd die

Steuern. Um diese dreht sich der Hauptstreit.
Es ist daher für jeden Wähler von sehr dringendem

Interesse, ganz klar zu sehen: was wollen die Regierungen,
was wollen die Couservativen und was wollen die Liberalen?

Die Berliner halbamtliche »Provinzial-Correspondenz«
sagt: Die Regierung will eine »wirthschastliche Reform-«
Von ihr erwartet sie eine ,,allse"itige Erfriskhuug der

finanziellenVerhältnissedes Reiches« Für die Regierung
sei eigentlicherGrund nnd Zweck der Reform ,,nicht die

Vermehrung der Steuerlast des Volkes,« sondern

I) Selbstständigkeit der Finanzen des Reiches, Ver-

mehrung der Einnahmen desselben durch Erhö-
hung der vorzugsweise geeigneten indirecten

Steuern,

2) Verminderung der direkten Steuern in den

einzelnen Staaten und in den Kreis- und Commu-

nalverbänden.

Ueber diese Verminderung der direkten Steuern und

über neue nützlicheAusgaben weißdie ,,Provi1sizial-Correspon-
denz« sehr schön zu reden. Freilich bezieht sich alles das,
was sie sagt, zunächstnur auf Preußen und auf Verhält-
nisse, die im preußischen Landtage entschiedenwerden.

Sie hat dabei also vorzugsweise die preußischenWähler
im Auge.

Da — sollen nach der ,,Provinzial-Correspondenz«in

Preußen die unteren Stufen der Klassensteuer ganz
von der Steuer befreit oder erleichtet werden; da soll ein

namhafter The-il (womöglichdie Hälfte) der Grund und

--Gebäudesteuer an die kommunalen Verbäude überwiesen

werden, da sollen die Handwerker und die kleineren Handel-
treibenden in der Gewerbesteuer erleichtertwerden.

Da sollen ferner neue nützliche Anlagen gemacht
und großeSummen für das Unterrichtswes en verwendet

werden. Welche vortreffliche Aussichten für Preußeui
Glauben denn die Wähler, die liberalen preußischen

Landtagsabgeordneten werden alle diese schönenDinge nicht
gern annehmen und wenn es geht, noch viel mehr?
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Haben doch die Liberalen dasMeiste dava seit Jahren

gefordert.
Ja, sie könnten noch mancheandere Dinge, die wünschens-

werth sind für Preußen, bei den .S)ieichstagswahlenhinzu-

fügen. Wenn man einmal z. B. von der Reform der

Klassensteuer spricht, dann möge man auch an die sehr

hoch helasteten Mittelstufeu denken! Auch die kleineren

Laudwirthe, die Handwerker, die Beamten und ebenso die

besser gestelltenArbeiter sind besonders hoch belastet, nament-

lich wegen der hohen Zuschlägefür die Kommunen. Dies

ist oft genug von liberalen Abgeordneten im Prenszischeu

Abgeordnetenhausenachgewiesen.
Gegei diese Versprechungender ,,Provinzial-Correspon-

denz« also wird kein Menschim Lande seine Stimme erheben.
Hatten wir sie nur erst in Gesetzesparagraphen
leibhaftig vor uns! Wir können die Zeit kaum erwarten!

Aber um Alles dies in Preußen zu machen, wird das

Reich viel, sehr viel Geld durch neue Steuern

schaffenmüssen-
Rechnen wir es einmal ein wenig nach.
Zur Reform der Klassensteuer, wie sie die »Proviu-

zial-Correspondenz«verspricht, sind 15 bis 23 Millionen

Mark nöthig, zur Ueberweisung der Hälfte der («S)rund-

und Gebäudesteuer an die Komusmnalverbände 29 Mil-

lionen Mark, zur Reform der Gewerlsiesteuer wenigstens
5 Millionen, zur Verbesserungdes Unterrichtsweseus
nach den bis jetzt bekannt gewordenen Absichten etwa

20 Millionen.

Nehmen wir auch nur 15 Millionen für neue produktive

Anlagen hinzu, so kommen wir auf einen Bedarf von 90 bis

100 Millionen Mark jährlich für Preußen.
Davon würden etwa 55 Millionen Mark zur Er-

leichterung der Steuerzahler an direkten Steuern, der

Rest von 35 Millionen aber zur Vermehrung der

Ausgaben verwendet werden.

Sollen aber in PreußendieseReformen durchgeführtwer-

den, so muß es vom Reich dazu den erforderlichenBetrag in

indirekten Steuern jährlich erhalten- Um dies zu können,

muß das Reich jährlich 150 bis 200 Millionen

Mark an indirekten Steuern mehr als bis jetzt

erheben.
Damit wird es aber noch nicht gethan sein. Denn

man wird auch für den Militair- und Marineetat mehr
als bisher haben wollen. Die ,,Proviuzial-Eorrespoudenz«
spricht davon zwar speziellnicht; aber sie hebt doch hervor,
daß die Steuerreform nicht blos das Geld für Erleich-
terungen in den Einzelstaate1-1,sondern auch sür die höheren
Ausgaben schaffen soll. Man sei doch offen und nenne

das Ding, wie es ist: es handelt sich in der That auch um

Aufbringung von mehr Steuern und Lasten als bisher.
Also etwa ein Paar Hundert Millionen- Mark an neuen

oder höheren, indirecteu Steuern-t) sollen im Reich aufge-
bracht werden: das ist die Frage, die den Reichstag und

vorher auch die Wähler ernstlichbeschäftigensoll.
Wie aber diese vielen Millionen aufgebracht

werden sollen, darüber sagt die Berliner ,,Provinzial-

’) Gegenwärtig erhebt das Reich aus allen indirecten Steuern

(Zöllen, Verbrauchsftenern 2c.) und der Wechselstempelsteuerim Ganzen
etwa 800 Millionen Mark; also ebensoviel beinahe würde nöthigsein.

Correspondenz«nur sehr wenig und gerade das ist es,

was die Wähler am meisten interesfsirt; denn sie sind es,

die, man mag es machen, wie man will, doch immer be-

zahlenmüssen.
Die ,,Provinzial-Correspondeuz«sagt, in erster Linie

müsse der Tabak höher besteuert werden. Von ihm wird

man ,,1nit Leichtigkeitden grösstenTheil der wiinschenswerthen
Mehreinuahmen einbringen-« Aber wie will man vom

Tabak diese Mehreimiahmen erhalten und wie viel werden

sie betragen?
Der Fürst Bismarck sagte im Reichstag, ,,sein Jdeal

sei das Tabaksmonopol«.
Die liberalen Abgeordneten im Reichstag waren gegen

das Tabaksmonopol
Kein Land der Welt hat eine so blühendeTabaksin-

dustrie wie Deutschland. Sie beschäftigt,abgesehen von

den Rebengewerben, die damit im Zusammenhange stehen,
110 bis 120,()00 Arbeiter — also etwa die Hälfte der Ar-

beiter, die von der Großeisenindustrie leben, welchefür
sich jetzt so dringend verlangt, daß der Staat sie durch einen

Zoll schützensoll.
Bei Einführungdes Tabaksmonopols würde ein blühen-

der, weitverzweigterHandel, eine blühendeIndustrie ver-

nichtet, die Hälfte oder zwei Drittel der darin beschäftigten
Arbeiter brodlos werden-M der Tabaksbau, von dem viele

kleine Landwirthc in Deutschland leben, aus ganz unsichere
Füße gestellt und der Regierung auf Gnade und Ungnadc
überliefert werden. Wie ein Saclwerstäudigerausgerechnet
hat, sind bei der Tabaksindustrie 800,000 bis 1 Million

Menschen in Deutschland direct oder indirect betheiligt.
Sie würden durch die Einführungdes Mouopols schwer be-

troffen werden; denn ihnen allen eine Entschädigung zu ge-

währen, ist ganz unmöglich. Und trotz dieses gewaltsamen
Eingriffs in unsere wirthschaftlichenVerhältnissewürden die

Einnahmen aus dem Monopol namentlich in den ersten
10 Jahren sehr unsichere und keineswegs so hoch sein,
wie sich die Freunde des- Tabaksmouopols eiubilden. Ju
den ersten Jahren nach Einführung des Mouopols gäbe es

wegen der Entschädigungennur sehr wenige Ueberschüsse
Oesterreich hatte aus dem Monopol im Jahre 1853 eine

Einnahme von 25 Millionen und erst nach 20 Jahren eine

Einnahme von 74 Millionen, die seit dem nicht gesteigertist.
Und glaubt man denn: Der Steuerzahler würde die

Einführung des Mouopols nicht merken? Jn Frankreich«
kostet das Pfund ordiuärer Rauchtabak 4 bis 5 Mark,

bei uns in Deutschland 40 bis 60 Pfennige! Das ist
denn doch ein Unterschied,der wahrhaftig zu merken ist.

Also man sage uns doch erst klar und deutlich, durch

welche neuen Steuern man die Hunderte von Millionen

im Reich aufbringen will.

4.

,,Erhöhung der eigeneuEinnahmendes Reiches-C
Das wollen mit den Regierungen auch die Liberalen.

Die nationalliberalenAbgeordneten haben das schon im

Jahre 1868 verlangt, aber sie verlangten zugleich auch

V) Ju Qesterreich waren 1872 beim Tabaksmonopol 26,()()0, in

Frankreich16,000 Arbeiter beschäftigt



die volle Sicherheit dafür, daß nicht blos neue Lasten
und mehr Steuern im Reiche geschaffenwürden, sondern

auch gleichzeitigErleichterungen in den Einzelstaaten
Bis jetzt sind aber nochkeine Gesetzevon den Regiernngeu

im Reichstage vorgelegt worden, welche neben den höheren
Steuern auch die gewünschtenSteuererleichterungeu
sicherstellten

Jm Jahre 1869 brachten die Bundesregierungeu ein

ganzes Bouquet von acht neuen Steuern, nur um das an-

geblicheDeficit in Preußen zu decken- Die liberale Majorität

lehnte die Steuern ab und es zeigte sich nachher, daß das

Deficit auch ohne die neuen Steuern zu decken war.

Jm Jahre 1875 brachten die Vundesregierimgen wieder

zwei Steuerprojekte: die Erhöhung der Vier-steuer und

die Steuer auf Schlußscheineec. Von Steuererleichte-
rnngen war auch dabei keine Rede; die neuen Steuern

sollten nur dazu dienen, daß die Matrikularbeiträge,welche
die Einzelstaaten an das Reich zahlen, nicht erhöhtwürden
Die Liberalen im Reichstage wieseui nach, daß die neuen

Steuern nicht nöthig wären und daß man die Matrikular-

beiträgeauch nicht zu erhöhennöthig hätte. Die neuen

Steuerprojckte wurdens nicht angenommen

Jn der letzten Session des Reichstags kamen wiederum

zwei großeSteuerprojekte: die Erhöhung der Tabaksteuer
«

und eine neue Stempelsteuer auf Schlußscheine.Aber auch
sie brachten nur eiue Steuererhöhuugund eine neue Steuer,

ohne die in Aussicht gestellteReform mit den dazu gehörigen
Steuererleichterungen Selbst die Eonservativen sahen ein,
daß man für diese Steuerprojekte nicht stimmen könne-

Die Liberalen wollen eine Steuerreform, sie sind auch
nicht gegen die Erhöhung geeigneter indirekter Steuern, aber

sie verlangen, daß gleichzeitig der Erlaß an direkten

Steuern in den Einzelstaaten ges etzlich sichergestelltwerde.

Die Liberalen hängen auch nicht an den Matrikular-

beiträgeu; aber sie wollen in die Beseitigung derselben nur

dann eiuwilligen, wenn dem Reichstage das jährliche
Einnahmebewilligungsrecht, welches derselbe jetzt

verfassungsmäßig hat, verbleibt.

Die Eonservativen sagen, das Einnahmebewilligungs-
recht des Reichstag sei überflüssig. Auch der Fürst Bis-

marck hat einmal erklärt, der Reichstag könne sich ja«
schlinnusteu Falls mit dem Ausgabebewilliguugsrecht
begnügen. Die Liberalen sind nicht dieser Ansicht. Sie

halten sichin ihrem Gewissen für verpflichtet,ein so wichtiges

Als Solchen empfiehltden
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Recht, welchesdie deutscheVerfassungder Volksvertretuug ge-

währt hat, nicht preiszugeben
Daß das Einnahmebewilligungsrechtein sehr wirksames

Mittel in der Hand des Reichstag-es ist, beweisen die letzten
4 Jahre. Nur dadurch ist es dem Reichstag möglich ge-

wesen, es zu bewirken, daß in den letzten vier Jahren
79 Millionen Mark weniger an Matrikularbei-

trägen von den Einzelstaaten erhoben wurden, als die

deutschenRegierungeu es wollten

Gleichwohl wird man dem Reichstage nicht den Vor-

wurf machen können, daß er den Regierungeu nicht Alles

bewilligt habe, was zur Sicherheit und Erhaltung der Macht-
stellnng Deutschlands nothwendig war. Sind doch die

Ausgaben fiir das Militär seit dem Jahre 1872 um

80 Millionen Mark und die Ausgaben für die Marine um

13 Millionen Mark erhöht! -

Die Liberalen im DeutschenReichstag haben freudig
die großen, immer unvergeßlichenVerdienste des Fürsten
Vismarck anerkannt, sie haben ihn gern uud willig in seiner
nationalen Politik unterstützt,sie haben bewilligt was zur

Erhaltung und Entwickelungder deutschenInstitutionen noth-
wendig war. Als die Vertreter des freisinnigen Deutschen
Bürgerthums sind sie aber auch eingetreten für die Rechte
des DeutschenVolks uud seiner Abgeordneten, sie sind ein-

getreten für eine sparsame, den Verhältnissendes Reiches
·

entsprechendeFinanzverwaltung.
Der Reichskanzler und die Bundesregierungen

werden bei der Durchführng der großen Reformen
welche wir Alle erstreben, der Mitwirkung des

freisinnigen Deutschen Bürgerthums und seiner
Vertreter nicht entbehren können; sie werden die-

selbe erhalten, wenn sie die berechtigten uud ver-

fassungsmäßigen Forderungen derselben berück-

sichtigsen
Die Deutschen Wähler aber mögen am

30. Juli durch ihre Stimmen bekunden, daß
sie vertreten fein wollen nach wie vor durch
Männer, welche treu stehen zu Kaiser und

Reich, welche gern und willig die uationale

Politik des Fürsten Bismarek unterstützen,
welche gleichzeitig aber auch besonnen nnd fest
eintreten für die Rechte und Freiheiten des

Deutschen Volkes!

Oekonomierath O. Hausburg in Berlin
dar- lilierale wahlromite des Elbingsjikiarienlmrgerwahltkreiseg.

W. Moesek Hofbnchdruckerei, Berlin, Staltschreiberstraße sät.


